
 

BM Böhling erklärt, dass nur Beschlüsse von großer Wichtigkeit der Bevölkerung bekannt gegeben 

werden – dies ist gesetzlich so geregelt. Grundsätzlich mit allen nichtöffentlichen Beschlüssen so zu 

verfahren ist nicht vorgesehen, da dies unwirtschaftlich hinsichtlich des Arbeitsaufwandes wäre.  


